UBERSETZUNG

Geschaftsverzeichnisnr. 4752

Urteil Nr. 54/2010
vom 12. Mai 2010

URTEILSAUSZUG

In Sachen: Prajudizielle Frage in Bezug auf Artikel 82 88 2 bis 4 des Gesetzes vom 3. Juli
1978 (iber die Arbeitsvertrage, gestellt vom Arbeitsgerichtshof Brissel.

Der Verfassungsgerichtshof,

zusammengesetzt aus den Vorsitzenden M. Melchior und M. Bossuyt, den Richtern
R. Henneuse, E. De Groot, L. Lavrysen, A.Alen, J.-P. Snappe, J.-P. Moerman, E. Derycke,
J. Spreutels und T. Merckx-Van Goey, und dem emeritierten Vorsitzenden P. Martens gemal
Artikel 60bis des Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 (ber den Verfassungsgerichtshof, unter
Assistenz des Kanzlers P.-Y. Dutilleux, unter dem Vorsitz des emeritierten Vorsitzenden

P. Martens,

verkilindet nach Beratung folgendes Urteil:



I. Gegenstand der prajudiziellen Frage und Verfahren

In seinem Urteil vom 17. Juli 2009 in Sachen der « Bank: Die Post » AG gegen Nicole
Mouton, dessen Ausfertigung am 27. Juli 2009 in der Kanzlei des Hofes eingegangen ist, hat
der Arbeitsgerichtshof Brussel folgende préjudizielle Frage gestellt:

« VerstoRt Artikel 82 88 2 bis 4 des Gesetzes vom 3. Juli 1978 Uber die Arbeitsvertrage,
dahingehend ausgelegt, dass er bei der Festsetzung des Dienstalters zur Berechnung der
Kindigungsfrist eines Angestellten nur die Berticksichtigung der Zeitrdume, wahrend deren
die Arbeit im Rahmen eines Arbeitsvertrags geleistet wurde, erlaubt, wobei die vorherigen
Zeitrdume der unter Statut geleisteten Arbeit ausgeschlossen werden, gegen die Artikel 10
und 11 der Verfassung, indem er den Arbeitnehmer, der wéhrend eines Teils seiner
Beschéftigungszeit unter Statut gearbeitet hat, unterschiedlich behandelt im Vergleich zum
Arbeitnehmer, der ausschliefflich im Rahmen eines Arbeitsvertrags gearbeitet hat, wahrend
sowohl Ersterer als auch Letzterer wahrend ihrer ganzen Beschéftigungszeit der Autoritét des
Arbeitgebers unterlagen? ».

()

I11. In rechtlicher Beziehung

(.)

B.1. Befragt wird der Hof zu Artikel 82 des Gesetzes vom 3.Juli 1978 (ber die

Arbeitsvertrage.

Diese Bestimmung, auf deren Paragraphen 2 bis 4 sich die Frage beschrankt, lautet wie folgt:

« 8 1. Die in Artikel 37 festgelegte Kiindigungsfrist beginnt am ersten Tag des Monats nach
dem Monat, in dem die Kiindigung notifiziert worden ist.

82. Wenn die jdhrliche Entlohnung 16.100 EUR nicht (bersteigt, betragt die vom
Arbeitgeber einzuhaltende Kundigungsfrist fir Angestellte, die seit weniger als funf Jahren
angestellt sind, mindestens drei Monate.

Mit Beginn jedes weiteren Zeitraums von fiinf Dienstjahren beim selben Arbeitgeber
verlangert sich diese Frist um drei Monate.

Wird die Kiindigung vom Angestellten ausgesprochen, werden die in den Absétzen 1 und 2
vorgesehenen Kundigungsfristen um die Hélfte verkirzt, ohne dabei drei Monate Uberschreiten
zu dirfen.



8 3. Wenn die jahrliche Entlohnung 16.100 EUR Ubersteigt, werden die vom Arbeitgeber
und vom Angestellten einzuhaltenden Kiindigungsfristen entweder durch eine friihestens zum
Zeitpunkt der Kiindigung zu treffende Vereinbarung oder vom Richter festgelegt.

Wird die Kindigung vom Arbeitgeber ausgesprochen, darf die Kiindigungsfrist nicht kiirzer
sein als die in 8 2 Absatz 1 und 2 festgelegten Fristen.

Wird die Kindigung vom Angestellten ausgesprochen, darf die Kundigungsfrist, wenn die
jahrliche Entlohnung mehr als 16.100 EUR betrégt, ohne jedoch 32.200 EUR zu (ibersteigen,
nicht langer als viereinhalb Monate und, wenn die jahrliche Entlohnung 32.200 EUR (ibersteigt,
nicht langer als sechs Monate sein.

8 4. Die Kindigungsfristen missen entsprechend dem zu Beginn der Kindigungsfrist
erworbenen Dienstalter berechnet werden.

8 5. Wenn die jahrliche Entlohnung bei Dienstantritt 32.200 EUR ubersteigt, dirfen die vom
Arbeitgeber einzuhaltenden Kundigungsfristen in Abweichung von 83 auch durch eine
spatestens zu diesem Zeitpunkt zu treffende Vereinbarung festgelegt werden.

Die Kindigungsfristen dirfen auf jeden Fall nicht kirzer als die in 82 Absatz1 und 2
festgelegten Fristen sein.

Bei Nichtvorhandensein einer Vereinbarung bleiben die Bestimmungen von § 3 anwendbar.

Die Bestimmungen des vorliegenden Paragraphen sind nur anwendbar, sofern der
Dienstantritt nach dem ersten Tag des Monats nach dem Monat der Veroffentlichung des
Gesetzes vom 30. Mdrz 1994 zur Festlegung sozialer Bestimmungen im Belgischen Staatsblatt
stattfindet ».

B.2. Der vorlegende Richter fragt den Hof, ob Artikel 82 8§ 2 bis 4 mit den Artikeln 10 und
11 der Verfassung vereinbar sei, dahingehend ausgelegt, dass er «bei der Festsetzung des
Dienstalters zur Berechnung der Kiindigungsfrist eines Angestellten nur die Beriicksichtigung der
Zeitraume, wahrend deren die Arbeit im Rahmen eines Arbeitsvertrags geleistet wurde, erlaubt,

waobei die vorherigen Zeitradume der unter Statut geleisteten Arbeit ausgeschlossen werden ».

Der Behandlungsunterschied, der dem Hof vorgelegt wird, ist in dieser Auslegung derjenige
zwischen einerseits einem Arbeitnehmer, der wéhrend eines Teils seiner Beschaftigung unter
Statut gearbeitet habe, und anderseits einem Arbeitnehmer, der ausschliellich aufgrund eines
Arbeitsvertrags beschaftigt gewesen sei, wahrend - wie der vorlegende Richter bemerkt -
« sowohl Ersterer als auch Letzterer wahrend ihrer ganzen Beschaftigungszeit der Autoritat des

Arbeitgebers unterlagen ».



B.3.1. Indem der Gesetzgeber in Artikel 82 des Gesetzes Uber die Arbeitsvertrage, in
Verbindung mit Artikel 131 desselben Gesetzes, die Berechnung der Kundigungsfrist der
Angestellten geregelt hat, beabsichtigte er, die Folgen der Kindigung eines Arbeitsvertrags fiir
die Parteien dieses Vertrags auszugleichen. Im Falle einer Kindigung durch den Arbeitgeber
- wie im vorliegenden Fall - soll die Kiindigungsfrist es dem Angestellten ermoglichen, eine
neue, angepasste und gleichwertige Arbeitsstelle unter Beriicksichtigung seines Dienstalters,

seines Alters, der Bedeutung seiner Funktion und des Betrags seiner Entlohnung zu finden.

B.3.2. Diese Mallnahme beruht auf dem Gesetz vom 7.August 1922 (ber den
Angestelltenvertrag, dessen Artikel 12 bis 17 die Kindigungen und Kindigungsfristen geregelt
haben; in diesen Artikeln wurde, wie in den Vorarbeiten zum Gesetz vom 3. Juli 1978 (Parl.
Dok., Senat, 1977-1978, Nr.258/2, S.12) erwédhnt wurde, «der Schadenersatz, der bei
Nichteinhaltung dieser Fristen zu zahlen ist » prézisiert. « Im Unterschied zum Gesetz von 1900

werden die Kiindigungsfristen zwingend durch das Gesetz festgelegt ».

Waéhrend der Vorarbeiten zum Gesetz vom 7. August 1922 hat die Regierung folgenden

Kommentar zu den Kundigungsfristen abgegeben:

« Im Gesetzentwurf werden sehr einfache Regeln angenommen. Wenn die Entlohnung
250 Franken oder weniger betragt, dauert die Kiindigungsfrist einen Monat; wenn die Entlohnung
hoher ist als diese Summe, dauert die Kindigungsfrist drei Monate. Diese Frist wird ungeachtet
der Hohe der Gehélter auf sechs Monate verlangert, sobald es sich um einen Kommis handelt, der
seit wenigstens zehn Jahren im Dienst desselben Hauses steht. Es erschien gerechtfertigt, dass
man sich, nachdem man wahrend so vielen Jahren zusammengelebt hat, etwas mehr Geduld an
den Tag legt zum Zeitpunkt der Trennung » (Ann., Senat, 1921-1922, Sitzung vom 15. Mérz
1922, S. 367).

Im gleichen Sinne wirde wahrend der Vorarbeiten zum Gesetz vom 11. Marz 1954 « zur
Abénderung und Ergénzung des Gesetzes vom 7. August 1922 Uber den Angestelltenvertrag und
zur Abénderung des Gesetzes vom 16. Dezember 1851 Uber die Vorrechte und Hypotheken,

abgeéndert durch das Erlassgesetz vom 28. Februar 1947 » prazisiert:



« Andererseits ist der Ausschuss der Auffassung, dass Angestellte, die mehrere Jahre im
Dienst desselben Unternehmens gestanden haben, fiir ihre Treue gegeniiber dem Unternehmen
belohnt werden sollen. Diese Belohnung besteht darin, diese Jahre flr die Festsetzung der
Kindigungsfrist zu berticksichtigen » (Parl. Dok., Kammer, 1952-1953, Nr. 287, S. 12).

B.4.1. Zur Beurteilung der VerfassungsmaRigkeit von Artikel 82 88 2 bis 4 des Gesetzes
vom 3. Juli 1978 in der dem Hof durch den vorlegenden Richter unterbreiteten Auslegung ist zu
prifen, ob es angesichts der Zielsetzung des Gesetzgebers vernunftig gerechtfertigt ist, aus der
Berechnung der Kiindigungsfrist eines Angestellten das Dienstalter auszuschliel3en, das er zuvor
als statutarischer Bediensteter bei demselben Arbeitgeber erworben hat, wéhrend fiir einen
Angestellten, dessen Dienstalter ausschlieBlich im Rahmen eines Arbeitsvertrags erworben

wurde, dieses Dienstalter vollstandig bertcksichtigt wird.

B.4.2. Der vorlegende Richter ging davon aus, dass « * Die Post * und * Bank: Die Post ’ ein
selber Arbeitgeber im Sinne von Artikel 82 des Gesetzes vom 3. Juli 1978 sind, so dass fur das
Personal, das von der Fortsetzung der zwischen diesen beiden Einheiten bestehenden Tétigkeiten
betroffen ist, das bei * Die Post * erworbene Dienstalter durch * Bank: Die Post ’ bericksichtigt

werden muss ».

Im Ubrigen braucht der Hof nicht die Umstinde zu prifen, unter denen die
Berufungsbeklagte vor dem vorlegenden Richter ihre statutarische Arbeitsstelle bei * Die Post’

verlassen und einen Arbeitsvertrag mit der « Bank: Die Post » AG geschlossen hat.

Schliel3lich beschrankt der Hof seine Prifung auf die dem vorlegenden Richter unterbreitete
Hypothese, ndmlich die Frage der Anerkennung eines bei demselben Arbeitgeber erworbenen
statutarischen Dienstalters zur Bestimmung der Dauer der Kiindigungsfrist, wobei die Kiindigung

durch den Arbeitgeber erteilt wurde.

B.5.1. Wie in B.3 dargelegt wurde, soll die Kiundigungsfrist es dem Angestellten im Falle
einer Kindigung durch den Arbeitgeber ermdglichen, eine neue, angepasste und gleichwertige
Arbeitsstelle zu finden unter Beriicksichtigung seines Dienstalters, seines Alters, der Bedeutung
seiner Funktion und des Betrags seiner Entlohnung; der Gesetzgeber wollte ebenfalls die Treue
eines Angestellten belohnen, indem bei der Berechnung der Kiindigungsfrist das Dienstalter

anerkannt wird, das dieser bei dem Arbeitgeber erworben hat, der ihm kiindigt.



B.5.2. Die spezifischen Merkmale des Statuts im Vergleich zum Arbeitsvertrag kénnen je
nach Fall als Vorteile (dies gilt insbesondere fiir die groRere Stabilitit des Arbeitsplatzes und die
vorteilhaftere Pensionsregelung) oder als Nachteile (wie der Grundsatz der Veranderung, die
Verpflichtung zur Diskretion und Neutralitdit oder die Regelung Uber Kumulierung und

Unvereinbarkeiten) ausgelegt werden.

Diese spezifischen Merkmale diirfen jedoch nur in Bezug auf den Gegenstand und das Ziel
der fraglichen Bestimmung berlcksichtigt werden - es dem entlassenen Angestellten durch die
Gewahrung einer ausreichenden Kindigungsfrist ermoéglichen, eine neue, angepasste und
gleichwertige Arbeitsstelle zu finden, und gleichzeitig die im Dienst des ehemaligen Arbeitgebers
verbrachten Jahre anerkennen. Hierzu ist nicht ersichtlich, dass ein Angestellter, dem gekundigt
wird, sich in einer unterschiedlichen Situation befinden wirde, je nachdem, ob das bei seinem
Arbeitgeber erworbene Dienstalter teilweise als statutarisches Personalmitglied erworben wurde
oder nicht; vorausgesetzt, die anderen relevanten Kriterien fiir die Kiindigung (Alter, Bedeutung
der Funktion und Betrag der Entlohnung) und das Dienstalter sind identisch, ist ndmlich nicht
ersichtlich, dass ein Angestellter, der dieses teilweise als statutarischer Bediensteter erworben hat,
bessere Aussichten darauf héatte, eine neue Arbeitsstelle zu finden, als ein Angestellter, der
ausschlieBlich auf der Grundlage eines Arbeitsvertrags beschaftigt war; im Ubrigen ist nicht
erkennbar, aus welchem Grund die Treue eines Angestellten gegenuber einem selben Arbeitgeber
belohnt werden sollte, wenn der Dienst ausschlielich im Rahmen eines Arbeitsvertrags geleistet

wurde, jedoch nicht, wenn dieser Dienst teilweise unter Statut geleistet wurde.

B.6. Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass Artikel 82 88 2 bis 4 des Gesetzes vom 3. Juli
1978, ausgelegt in dem Sinne, dass er es nur erlauben wirde, zur Festlegung des Dienstalters im
Hinblick auf die Berechnung der Kindigungsfrist des Angestellten die Dauer des Dienstes zu
berlicksichtigen, der aufgrund eines Arbeitsvertrags geleistet wurde, unter Ausschluss der Dauer
des zuvor unter Statut bei demselben Arbeitgeber geleisteten Dienstes, nicht mit den Artikeln 10

und 11 der Verfassung vereinbar ist.

B.7. Der Hof bemerkt jedoch, ebenso wie der vorlegende Richter, dass die fragliche

Bestimmung auf andere Weise ausgelegt werden kann.



Aus den in B.5 dargelegten Griinden kann nadmlich angenommen werden, dass der
Gesetzgeber hinsichtlich der Zeitrdume «des Dienstes bei demselben Arbeitgeber » nicht
ausschlieRen wollte, dass zur Berechnung der Kiindigungsfrist eines Angestellten das Dienstalter

berlicksichtigt wird, das er zuvor unter Statut erworben hat.

In dieser Auslegung besteht der dem Hof unterbreitete Behandlungsunterschied nicht und ist

Artikel 82 88 2 bis 4 nicht unvereinbar mit den Artikeln 10 und 11 der Verfassung.



Aus diesen Griinden:

Der Hof

erkennt fir Recht:

- Artikel 82 88 2 bis 4 des Gesetzes vom 3. Juli 1978 Uber die Arbeitsvertrage, dahingehend
ausgelegt, dass er bei der Festsetzung des Dienstalters zur Berechnung der Kindigungsfrist eines
Angestellten die vorherigen Zeitraume der beim selben Arbeitgeber unter Statut geleisteten

Arbeit ausschlief3t, verstolit gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung.

- Artikel 82 882 bis 4 desselben Gesetzes, dahingehend ausgelegt, dass er bei der
Festsetzung des Dienstalters zur Berechnung der Kundigungsfrist eines Angestellten die
vorherigen Zeitrdume der beim selben Arbeitgeber unter Statut geleisteten Arbeit mit einbezieht,

verstoRt nicht gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung.

Verkindet in franzosischer und niederlandischer Sprache, gemé&R Artikel 65 des
Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 Uber den Verfassungsgerichtshof, in der 6ffentlichen Sitzung
vom 12. Mai 2010.

Der Kanzler, Der Vorsitzende,

(gez.) P.-Y. Dutilleux (gez.) P. Martens



	ÜBERSETZUNG

